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Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen 
und Sport 
 

14. Institutionelle Förderung des Landessportverbands auf 
neuer Rechtsgrundlage 

 
Das Land fördert den Landessportverband institutionell seit 2022 
mit dem Gesetz zur Förderung des Sports. Dieses kann mit Blick 
auf den zielgerichteten Einsatz öffentlicher Mittel noch nicht 
vollständig überzeugen. Das Gesetz sollte hinsichtlich der Rück
lagenbildung sowie zum Nachweis des wirtschaftlichen Mittel-
einsatzes konkretisiert werden. 
 
Das Land hat die Förderungen des Landessportverbands 
zwischen 2019 bis 2023 spürbar erhöht. Im selben Zeitraum 
erzielte der Landessportverband Überschüsse von etwa 4 Mio. €. 
Hieraus resultierten hohe Bankbestände, deren Bestimmung 
nicht eindeutig dargestellt wird. Der Landessportverband muss 
transparenter machen, inwiefern diese Mittel durch künftige Zah
lungsverpflichtungen tatsächlich gebunden sind und sollte auf 
eine kaufmännische Buchführung umstellen.  
 
Rückläufige Übernachtungszahlen und ein hoher Investitions-
bedarf belasten den wirtschaftlichen Betrieb des Sport- und Bil
dungszentrums in Malente. Zukünftige Investitionen erfordern 
sorgfältige und ergebnisoffene Prüfungen zu Aufwand und Nut
zen. Die Finanzierungsverantwortung liegt in erster Linie beim 
Landesportverband.  
 

14.1 Förderung des Landessportverbands auf neuer Grundlage 
 
Der Landessportverband Schleswig-Holstein e. V. (LSV) ist der Dachver
band der ihm angehörenden Sportvereine, Kreissportverbände, Landes-
und Sportfachverbände in Schleswig-Holstein. Er versteht sich selbst als 
Interessenvertreter seiner Mitglieder gegenüber Politik und Gesellschaft. 
Der LSV betreibt u. a. auch das Sport- und Bildungszentrum (SBZ) in 
Malente. 
 
2022 stellte das Land mit dem Gesetz zur Förderung des Sports im Land 
Schleswig-Holstein (SportFG SH)1 die Finanzierung des LSV auf eine 
neue spezialgesetzliche Grundlage. Bis dahin erhielt der LSV regelmäßig 

                                                      
1  Gesetz zur Förderung des Sports im Land Schleswig-Holstein (SportFG SH) vom 

07.03.2022, GVOBl. Schl.-H. 2022, S. 156-157. 
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Landesförderungen analog zu den haushaltsrechtlichen Vorschriften für 
institutionelle Zuwendungen.  
 
Das SportFG SH garantiert dem LSV seit 2022 nunmehr jährlich insge
samt Mittel von 11 Mio. €. Diese teilen sich auf in eine Grundförderung von 
10 Mio. € und eine Zusatzförderung von 1 Mio. €.  
 
Mit der Zusatzförderung soll der LSV seinen Aufgaben nach der Sportent
wicklungsplanung1 des Landes gerecht werden können. Die Grundförde
rung dient der Finanzierung seiner bisherigen Aufgaben. Die förderungs
würdigen Aufgaben des LSV sind vielfältig und in § 5 Abs. 2 SportFG SH 
konkretisiert. 
 
Die jährliche Grund- und Zusatzförderung bezeichnet der LSV zusammen 
als Regelförderungen. Diese leitet er nach eigenen Richtlinien an seine 
Mitglieder weiter. Einen Teil der Mittel kann er für eigene Sportfördermaß
nahmen verwenden.2 
 
Darüber hinaus erhält er noch weitere Landesmittel - meist als Projektför
derungen, die er unter dem Begriff Sonderförderungen zusammenfasst. 
 
Mit dem neuen SportFG SH inklusive der vorgenannten Finanzierungs-
garantie will das Land der herausragenden Bedeutung des Sports für das 
Gemeinwesen und für die hohe Lebensqualität in Schleswig-Holstein 
Rechnung tragen. Unter Wahrung der Autonomie des organisierten 
Sports, welche das Recht zur Selbstverwaltung und die Verantwortung zur 
Wahrnehmung eigener Angelegenheiten umfasse, solle die Zusammen-
arbeit zwischen Land und organisiertem Sport partnerschaftlich und durch 
ein „Verhältnis auf Augenhöhe“ geprägt sein. Eine effiziente Sportförde
rung erfordere darüber hinaus eine enge Abstimmung zwischen Staat und 
Sport.3 Solche Abstimmungen können einzelfallbezogen sein oder sich in 
allgemeinen Regelungen wiederfinden. 
 
In der Folge dieses Paradigmenwechsels ist mit dem In-Kraft-Treten des 
SportFG SH ein Großteil der bis dahin geltenden haushaltsrechtlichen 
Regelungen für die institutionelle Förderung des LSV entfallen. Dies betrifft 
beispielsweise die Rücklagenbildung, die Art und Weise des Nachweises 
über den wirtschaftlichen Mitteleinsatz und in diesem Zusammenhang 
auch die Bestellung des Wirtschaftsprüfers sowie eigene Prüfungsmög
lichkeiten des Ministeriums für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 
(Innenministerium) beim LSV. 

                                                      
1  LT-Drs. 19/2395. 
2  § 5 Abs. 1 SportFG SH. 
3  LT-Drs. 19/3270. 
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Das neue SportFG SH sieht gemäß § 6 innerhalb von 3 Jahren eine Über
prüfung der Auswirkungen des Gesetzes durch das Innenministerium vor. 
Die Prüfung des LRH war daher auch darauf ausgerichtet, Hinweise im 
Hinblick auf die bevorstehende Evaluierung des SportFG SH zu geben.  
 

14.2 Jahresüberschüsse führen zu hohen Bankbeständen  
 

Das Land hat seine Förderungen des Landessportverbands zwischen 
2019 bis 2023 spürbar erhöht. In den Jahren 2019 bis 2023 hat der LSV 
insgesamt 60 Mio. € vom Land erhalten. Dies macht etwa 70 % seiner 
Gesamteinnahmen von 85,7 Mio. € in diesem Zeitraum aus. Der Anteil der 
Zahlungen des Landes ist dabei steigend und betrug in 2023 zuletzt - auch 
aufgrund von Einmal- und Sondereffekten - 77 %.  
 
Im gleichen Zeitraum erzielte der LSV Überschüsse von etwa 4 Mio. €. Um 
denselben Betrag sind seine Bankbestände angewachsen:  
 

Überschüsse und Bankbestände 2019 bis 2023 

 2019 
in Mio. € 

2020 
in Mio. € 

2021 
in Mio. € 

2022 
in Mio. € 

2023 
in Mio. € 

Einnahmen 15,2 18,0 14,7 16,8 21,1 
Ausgaben 14,5 15,5 14,6 16,4 20,6 

Überschuss 0,7 2,4 0,0 0,3 0,5 

Bank 31.12. 3,5 5,9 5,9 6,3 6,8 
Tabelle 23: Überschüsse und Bankbestände 2019 bis 2023 
Quelle: Eigene Darstellung; Daten aus den Kassenberichten 2019 bis 2023 des LSV, darge
stellt sind jeweils gerundete Werte 
 
Der LSV hat Anfang 2023 mit 4 Mio. € einen erheblichen Teil seines 
Bankbestandes auf Termingelder angelegt. Durch vertragliche Gestaltun
gen hätte er jedoch alle 90 Tage Zugriff auf die Mittel gehabt. 
 
Den Bankbeständen stehen vom LSV als Verpflichtungen bezeichnete 
Positionen gegenüber. Hierunter bucht der LSV Beträge, die durch eigene 
Bewilligungen an seine Mitglieder oder in anderer Weise mehr oder weni
ger gebunden sind, jedoch noch nicht ausgezahlt wurden. Die größte Posi
tion stellt hierbei die Verpflichtung für vom LSV bewilligte, aber noch nicht 
an Mitgliedsvereine und -verbände ausgezahlte Investitionsförderungen 
dar. Der LSV erfasst jedoch auch Haushaltsreste pauschal unter Verpflich
tungen. Diese lagen von 2019 bis 2023 zwischen 0,5 und 1,1 Mio. €.  
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Der LRH sieht es kritisch, dass derzeit keine Möglichkeit besteht, aus den 
Kassenberichten des LSV nachzuvollziehen, inwiefern die Bankbestände 
durch Verpflichtungen tatsächlich für künftige Ausgaben gebunden sind 
oder inwiefern es sich um (Zweck-)Rücklagen bzw. stille Reserven han
delt. Zu den Verpflichtungen für Investitionen verfügt der LSV intern zwar 
über eine Offene-Posten-Liste, diese muss jedoch dringend bereinigt wer
den. Dort waren noch bis Ende 2024 diverse, z. T. über 10 oder gar 
20 Jahre alte Positionen enthalten, bei denen nicht mehr mit weiteren 
Zahlungen zu rechnen ist. Viele Fälle müssten bereits endabgerechnet 
sein. Zudem ist erläuterungsbedürftig, warum ganz erhebliche Mittel z. T. 
ebenfalls seit mehreren Jahren für Maßnahmen vorgehalten wurden. Allein 
auf das SBZ entfielen Verpflichtungen von 1,1 Mio. €. 
 
Der durch den LSV mit der Prüfung der Kassenberichte beauftragte Wirt
schaftsprüfer prüft die Verpflichtungen explizit nicht. Da es sich hierbei 
jedoch um wesentliche Positionen handelt, sollte er künftig auch die Ver
pflichtungen miteinschließen. 
 
Der LSV verweist darauf, dass die temporären Jahresüberschüsse und 
Bankbestände nicht vom LSV zu vertreten gewesen seien. Sie hingen ins
besondere mit Maßnahmen zusammen, die aufgrund der unvorherseh-
baren Corona-Pandemie nicht umsetzbar gewesen seien. Die Weitergabe 
von zusätzlichen, im Jahr 2020 seitens des Landes gewährten 2,5 Mio. € 
für Investitionen in die Sportstätten an Vereine und Verbände haben sich 
beispielsweise aufgrund fehlender Unterlagen verzögert. 
 
Der LSV hat darüber hinaus mitgeteilt, dass er inzwischen eine Bereini
gung der Offenen-Posten-Liste durchgeführt habe. Zusätzlich habe er 
einen vierteljährlichen Überprüfungsprozess installiert. Die Verpflichtungen 
für das SBZ beruhten zudem im Kern auf notwendigen Brandschutzmaß
nahmen, deren Umsetzung sich verzögert hatte. Inzwischen seien die 
Maßnahmen abgeschlossen und die Mittel abgeflossen.  
 
Auf weitere Nachfrage hat der LSV mitgeteilt, dass nach dem vorläufigen 
Kassenabschluss der Bankbestand 2024 bei nur noch 5,5 Mio. € (Vorjahr 
6,8 Mio. €) und der Bestand an Verpflichtungen für Investitionen bei nur 
noch 3,4 Mio. € (Vorjahr 4,5 Mio. €) liege. 
 
Dem LRH ist bewusst, dass aufgrund der Corona-Pandemie viele Maß
nahmen nicht wie geplant oder später durchgeführt werden konnten. Die 
zusätzlichen 2,5 Mio. € für die Investitionen in Sportstätten hatte der LSV 
jedoch gerade wegen der Corona-Pandemie bekommen und weil er in 
seinem Antrag zusicherte, sogar 2,9 Mio. € umgehend binden zu können.  
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Die nun beabsichtigte regelmäßige Überprüfung der Verpflichtungen 
bewertet der LRH positiv. Zusätzlich sollte der Wirtschaftsprüfer die gebil
deten Verpflichtungen in seine Prüfung des Jahresabschlusses einbezie
hen. 
 
Grundsätzlich besteht ein öffentliches Interesse daran, dass die Sportför
dermittel nicht nur zweckentsprechend, sondern auch zeitnah dem Sport 
zugutekommen. Bis 2021 waren Rücklagen aufgrund der analog gelten
den haushaltsrechtlichen Vorschriften grundsätzlich nicht zulässig. Diese 
Regelungen sind 2022 mit In-Kraft-Treten des SportFG SH entfallen. Der 
LRH sieht hier Handlungsbedarf, um an dieser Stelle für mehr Klarheit und 
Transparenz, insbesondere bei den Rücklagen, zu sorgen.  
 
Die Kassenberichte des LSV sollten zudem hinreichend differenzierte 
Informationen zu den Verpflichtungen liefern. Derzeit erstellt der LSV jähr
lich eine Einnahme-Überschussrechnung, welche mit Einnahmen und 
Ausgaben auf Zahlungsströme abstellt. Die im Kassenbericht enthaltenen 
Informationen zu den Verpflichtungen bleiben jedoch weit hinter dem 
Informationsgehalt beispielsweise einer kaufmännischen Rechnungs-
legung zurück. Diese unterscheidet insbesondere zwischen  
• Verbindlichkeiten (dem Grunde und der Höhe nach gewisse Zahlungs

verpflichtungen),  
• Rückstellungen (dem Grunde und der Höhe nach ungewisse Zahlungs

verpflichtungen) und  
• Rücklagen (grundsätzlich keine Zahlungsverpflichtung, werden dem 

Eigenkapital zugerechnet). 
 

Eine solche Darstellung ist für die Beurteilung der finanziellen Lage des 
LSV entscheidend und damit auch essenziell für die Beantwortung der 
Frage, inwieweit künftig Eigenmittel des LSV zur Finanzierung bestimmter 
Vorhaben zur Verfügung stehen.  
 
In Deutschland gibt es bereits mehrere Landessportverbände, die kauf
männisch buchen. Der LRH empfiehlt auch dem LSV aus Transparenz
gründen und in Anbetracht seines in den letzten Jahren gestiegenen 
Haushaltsvolumens, sein Rechnungswesen mittelfristig auf eine kaufmän
nische Buchführung umzustellen.  
 

14.3 Empfehlungen für Ergänzungen im Sportfördergesetz  
 
Der LSV finanziert sich überwiegend aus Landesmitteln. Es besteht aus 
diesem Grund ein öffentliches Interesse an einem effizienten und effek-
tiven Einsatz der Mittel sowie auch die öffentliche Erwartungshaltung einer 
angemessenen Kontrolle durch das zuständige Ministerium.  
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Das SportFG SH sollte diesen berechtigten Interessen dadurch Rechnung 
tragen, dass einige Abläufe und Sachverhalte konkreter geregelt und dem 
Innenministerium wieder bestimmte Rechte eingeräumt werden. Das mit 
dem SportFG SH verfolgte Ziel einer Finanzierungsgarantie im Sinne von 
planbaren Finanzmitteln für den LSV würde hierdurch nicht beeinträchtigt. 
Der LRH empfiehlt folgende Anpassungen/Ergänzungen im SportFG SH: 
 
• Der LSV sollte wieder verpflichtet werden, mit der Vorlage des geprüf

ten Jahresabschlusses inklusive Prüfbericht des Wirtschaftsprüfers 
beim Innenministerium eine Bestätigung abzugeben, dass die im Jah
resabschluss enthaltenen Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaft
lich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben im Jahres-
abschluss mit den Büchern und Belegen übereinstimmen.  

 
• Das Innenministerium sollte sich zudem wieder vom wirtschaftlichen 

Mitteleinsatz beim LSV selbst überzeugen können. Hierfür benötigt es 
das Recht, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen beim 
LSV anzufordern sowie die Verwendung der Fördermittel durch örtliche 
Erhebungen prüfen zu dürfen.  

 
• Die Bestellung des Wirtschaftsprüfers zur Prüfung der Kassenberichte 

sollte wieder im Einvernehmen mit dem Innenministerium erfolgen. LSV 
und Innenministerium sollten dabei auch Umfang und Schwerpunkte 
der Prüfung abstimmen. Zudem sollte zur Wahrung der Unabhängigkeit 
des Prüfers wie zuvor eine Verpflichtung zum Wechsel nach spätestens 
6 Jahren im SportFG SH vorgesehen werden. 

 
• Des Weiteren sollte die Bildung von Rückstellungen und Rücklagen 

hinsichtlich Voraussetzungen, zulässiger Höhe und Dauer im 
SportFG SH geregelt werden. Dabei könnten in Abstimmung mit dem 
Innenministerium im Einzelfall zweckgebundene Rücklagen beispiels
weise für größere Investitionsvorhaben oder auch angemessene 
Betriebsmittelrücklagen vorgesehen werden. Außerdem sollte fest-
gelegt werden, wie bei Verstößen gegen die Regelungen zu verfahren 
ist. Zudem sollte eine Vorgabe zur mittelfristigen Umstellung auf eine 
kaufmännische Buchführung im SportFG SH als Fördervoraussetzung 
verankert werden.  
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Konkretisierungen  
 
• zum Besserstellungsverbot,  
• zur Anwendung von baufachlichen oder vergaberechtlichen Vorschrif

ten oder  
• zu besonderen Informationspflichten, z. B. über die Verwendung der 

Zusatzförderung für Aufgaben der Sportentwicklungsplanung 
 
sollten darüber hinaus auf geeignete Art und Weise untergesetzlich gere
gelt werden.  
 
Der LSV hält die neue Steuerungssystematik des SportFG SH für ausrei
chend differenziert. Danach sollen nur noch 20 % der Grundförderung per 
Bescheid zugewendet werden. Diese neue Steuerungssystematik resul-
tiere aus anerkannten Grundsätzen der Sportförderung, zu welcher die 
Beachtung der verfassungsrechtlich abgesicherten Autonomie des Sports 
gehöre. Hieraus ergebe sich des Weiteren der Grundsatz der partner
schaftlichen Zusammenarbeit zwischen Staat und Sportorganisationen. 
Die Empfehlungen zu Rückstellungen und Rücklagen nehme der LSV 
zwar gern zur Kenntnis, sehe jedoch keine Notwendigkeit, diese im 
SportFG SH zu verankern. Die Notwendigkeit einer kaufmännischen Buch
führung stellt der LSV infrage, da er seine derzeitige Rechnungslegung für 
ausreichend transparent halte. 
 
Der LRH verweist darauf, dass in § 2 SportFG SH als Grundsatz der 
Sportförderung auch das Prinzip der Subsidiarität genannt ist. Das Subsi
diaritätsprinzip wiederum ergibt sich aus dem ebenfalls zu beachtenden 
Wirtschaftlichkeitsgrundsatz. Die Empfehlungen des LRH leiten sich  
hieraus ab.  
 
Des Weiteren weist der LRH auf die in § 6 SportFG SH vorgesehene Eva
luierung des neuen Gesetzes durch das Innenministerium hin. Hierzu hat 
der LRH Empfehlungen für Ergänzungen und Konkretisierungen insbe
sondere zu bereits bestehenden Regelungen in § 5 Abs. 5 SportFG SH 
gegeben. Gemäß § 5 Abs. 5 SportFG SH hat der LSV dem Innenmini-
sterium u. a. seinen geprüften Jahresabschluss vorzulegen. Dieser bildet 
die Grundlage für die Prüfung der Mittelverwendung gerade der dem LSV 
nicht durch Bescheid zugewendeten Mittel durch das Innenministerium.1  
 

  

                                                      
1  LT-Drs. 19/3270, S. 11. 
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Die Umstellung auf eine kaufmännische Buchführung hatte der LRH im 
Übrigen dem LSV schon in seinen Bemerkungen 2007 bei einem damali
gen Haushaltsvolumen von etwa 10 Mio. € empfohlen. 2023 lag das 
Haushaltsvolumen bereits bei über 20 Mio. €. Eine kaufmännische Buch
führung ist gegenüber einer Einnahme-Überschussrechnung vorzugswür
dig, da sie die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vollständig abbildet 
und insbesondere auch zukünftige finanzielle Verpflichtungen sowie Rück
lagenbildungen transparent macht.  
 

14.4 Weitere Feststellungen zur Wirtschaftsführung  
 

14.4.1 Sport- und Bildungszentrum Malente 
 
Der LSV unterhält in Malente ein Sport- und Bildungszentrum (SBZ) mit 
Übernachtungsbetrieb. Hier werden u. a. Lehrgänge der Sportjugend 
Schleswig-Holstein, der Fachverbände und des Bildungswerks durch-
geführt. Die Einnahmen durch die vorgenannten Gruppen machten von 
2019 bis 2023 etwa 51 % der Einnahmen aus Übernachtungen und Ver
pflegung des SBZ aus. Daneben gibt es noch weitere externe Gäste-
gruppen, die das SBZ als Tagungs- und Fortbildungszentrum nutzen. So 
hatten Belegungen anderer Bundesländer mit 17 % den zweitgrößten 
Anteil an den Einnahmen. Danach folgen weitere Gruppen aus Schleswig-
Holstein mit 16 %. 
 
Der LSV führt für das SBZ einen separaten Haushalt und erstellt hierfür 
eigene Kassenberichte, in denen die laufenden Einnahmen und Ausgaben 
erfasst werden. Die Investitionen werden dagegen bis auf wenige Aus
nahmen im Haushalt des LSV geführt. Selbst ohne die Investitionsaus-
gaben reichen die Einnahmen des SBZ aber nicht aus, um die Ausgaben 
zu decken. Das SBZ erhält daher bereits zum laufenden Betrieb jährlich 
Zuschüsse.  
 
Von 2019 bis 2023 beliefen sich die Zuschüsse im jährlichen Durchschnitt 
auf etwa 0,5 Mio. € bei Gesamteinnahmen von durchschnittlich jährlich 
1,5 Mio. €. 
 
Wie die nachfolgende Grafik zeigt, sind die Übernachtungszahlen des SBZ 
2024 gegenüber 2002 deutlich zurückgegangen:  



130 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

 
Abbildung 12: Übernachtungen SBZ Malente 
Quelle:  Eigene Darstellung, Daten aus Auswertungen des LSV und des LRH 

 
Mit 24.339 Übernachtungen 2024 lag die Bettenauslastung ausgehend 
von 347 Belegungstagen und 140 Betten nur noch bei 50 %. Allerdings hat 
die Zahl der Tagesgäste im SBZ zugenommen. Sie liegt 2024 bei 12.503. 
 
Die Tendenz zu weniger Übernachtungen führt der LSV auf einen sinken
den Anteil von Präsenzveranstaltungen im Bildungssektor zurück. An 
Wochenenden werde durch die Verbände zudem häufiger nur noch eine 
Übernachtung eingeplant, die Verweilzeiten an den An- und Abreisetagen 
dagegen ausgedehnt.  
 
Der LSV verweist des Weiteren auf die Einschränkungen der Corona-
Jahre, die Tendenz zu Einzelzimmern und die Notwendigkeit, Personen 
unterschiedlichen Geschlechts oder unterschiedlicher Gruppen getrennt 
unterzubringen. Im Übrigen sei für den LSV als Steuerungsgröße die Zahl 
der Belegungstage inklusive Tagesgästen ausschlaggebend. 
 
Der LRH empfiehlt dem LSV dennoch, die Angemessenheit der vorgehal
tenen Bettenkapazitäten im SBZ kritisch im Blick zu behalten.  
 
Denn rückläufige Übernachtungszahlungen belasten den wirtschaftlichen 
Betrieb des SBZ. Dazu kommt ein erheblicher Investitionsbedarf. 
 
Ein entscheidender Kostentreiber beim SBZ ist der Schwimmhallenbetrieb. 
Aktuell gibt es an der Schwimmhalle zusätzlich einen erheblichen Investi-
tionsbedarf. Die geschätzten Kosten belaufen sich auskunftsgemäß auf 
etwa 3 Mio. €.  
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Zwar spielen bei dem Betrieb des SBZ nicht allein betriebswirtschaftliche 
Aspekte eine Rolle. Auch sind die durch das SBZ zu erfüllenden Aufgaben 
in Zusammenhang mit den sportpolitischen Zielsetzungen zu berücksichti
gen. Der Betrieb des SBZ ist unter diesen Voraussetzungen dann noch 
vertretbar, wenn die mit den zu erfüllenden Aufgaben zusammenhängen
den Aufwände bzw. Ausgaben in einem angemessenen Verhältnis zum 
Nutzen stehen. Dies ist durch den LSV sorgfältig und ergebnisoffen abzu
wägen. Das bedeutet konkret, dass die mit dem SBZ verfolgten Ziele klar 
definiert werden müssen. Danach ist die Frage zu stellen, ob am Standort 
Malente, mit den dort vorhandenen Trainingsstätten in Anbetracht der 
absehbar notwendigen Investitionen, diese Ziele mit angemessenem Auf
wand erreicht werden können. Dazu müssen bisherige Entwicklungen und 
erkennbare Tendenzen im Hinblick auf die Nutzerbedürfnisse und Ver
weildauern im SBZ datenbasiert analysiert werden. Zu einer vollständigen 
Abwägung gehört auch die Prüfung alternativer Trainingsmöglichkeiten 
und Standorte. 
 
Aus der Autonomie des Sports leitet sich das Recht des LSV zur Selbst
verwaltung und zur Verantwortung in eigenen Angelegenheiten ab. Dies 
umfasst auch die Finanzierungsverantwortung für eigene Einrichtungen 
wie das SBZ in Malente. Erst nachrangig, wenn der LSV im Rahmen sei
ner finanziellen Leistungsfähigkeit absehbar über keine entsprechenden 
Mittel verfügt, käme eine anteilige zusätzliche (Projekt-)Förderung durch 
das Land in Betracht. Hierfür muss die Rechnungslegung des LSV dem 
Innenministerium die erforderlichen Informationen liefern, damit dieses die 
angemessene Eigenbeteiligung des LSV beurteilen und sicherstellen 
kann. Dies schließt auch eine transparente Darstellung ggf. vorhandener 
Rücklagen mit ein. 
 
Der LSV sieht die Empfehlungen als zu weitreichend an. Bei der Bewer
tung des Standorts Malente spielten zudem auch übergreifende Erwägun
gen aus den Bereichen Schule, Hochschule, Kommunen, Integration, Frei
zeitgestaltung, Gesundheit, Lebensqualität, Tourismus, Familie und 
Soziales sowie Stadtentwicklung und Umwelt im Rahmen eines kooperati
ven Ansatzes eine Rolle. Gleichzeitig sei das SBZ zentrale Bildungs- und 
Trainingsstätte des LSV und habe eine besondere Bedeutung für den 
Schwimmsport für Schleswig-Holstein. Es sei zum Landesleistungszent
rum unter anderem für Schwimmen ernannt worden. 
 
Der LRH sieht die Ausführungen des LSV nicht im Widerspruch zu seinem 
Hinweis, dass Investitionen sorgfältige und ergebnisoffene Prüfungen zu 
Aufwand und Nutzen erfordern, in denen auch auf aktuelle Entwicklungs
tendenzen und Nutzerbedürfnisse einzugehen ist. Dies gebietet der 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. 
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14.4.2 Investive Förderung der vereinseigenen Sportstätten durch den Lan
dessportverband 
 
Regelmäßig mit jährlich 1,5 Mio. € stellte das Innenministerium einen 
bestimmten Teil seiner Grundförderung dem LSV per Bescheid zweck-
gebunden für die investive Förderung seiner vereinseigenen Sportstätten 
zur Verfügung. 2020 erhielt der LSV für diesen Zweck zusätzliche Mittel 
von 2,5 Mio. €. 
 
Zwischen 2019 und 2022 hat der LSV jährlich durchschnittlich 190 Förde
rungen an seine Mitgliedsvereine und -verbände zur Förderung von 
Investitionen in die Sanierung, Modernisierung oder den Neubau von 
Sportstätten ausgesprochen.  
 
Damit profitierten knapp 10 % der LSV-Mitgliedsvereine von einer Förde
rung. In mehr als der Hälfte der Fälle belief sich die Förderung auf lediglich 
bis zu 5.000 €. Die Förderquote des LSV liegt regelmäßig bei 20 % der 
zuwendungsfähigen Kosten. Die Kreise und Gemeinden beteiligen sich 
häufig ebenfalls an den Kosten. Gleichzeitig fordert der LSV von seinen 
Vereinen einen Eigenanteil von ebenfalls mindestens 20 %.  
 
Der LRH hat bei der stichprobenartigen Prüfung der Förderfälle fest-
gestellt, dass viele Vereine Schwierigkeiten hatten, den Eigenanteil in der 
geforderten Höhe zu erbringen. 
 
Er weist darauf hin, dass das Land die Fördermittel an den LSV insgesamt 
in den letzten Jahren bereits deutlich erhöht hat. In Verbindung mit diesen 
zusätzlichen Mitteln hätte der LSV z. B. in seinen eigenen Förderbedin
gungen Ausnahmetatbestände zur Eigenbeteiligung der Vereine vorsehen 
können, um finanzschwachen Vereinen den Zugang zur Förderung zu 
erleichtern. Grundsätzlich kann der LSV im Rahmen seines Rechts auf 
Selbstverwaltung und Selbstverantwortung in eigenen Angelegenheiten 
seine Prioritäten selbst setzen.  
 
Der LSV nimmt die Empfehlungen zum Anlass, seine Richtlinien zur 
Eigenkapitaldefinition zu überprüfen. 
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15. Landessportverband: Fehlschlag bei Vereinssoftware 
 
Das Innenministerium hat dem Landessportverband für eine 
Vereinssoftware eine Förderung von 1,4 Mio. € gewährt. Damit 
wollte es die Ehrenamtlichen in den Sportvereinen entlasten. Der 
Landessportverband ging hierzu eine strategische Kooperation 
mit einem anderen Landessportverband ein. 
 
Die Vereinssoftware stellte sich zunehmend als ungeeignet her
aus. Aufgrund geringer Nutzung durch die Vereine beendete der 
Landessportverband Anfang 2025 die Kooperation. Hierdurch 
konnte er knapp 1 Mio. € an das Land zurückzahlen.  
 
Der Landessportverband hätte jedoch schon früher auf Warn-
signale reagieren können und müssen. Im Ergebnis sind trotz 
Teilrückzahlung erhebliche Ressourcen in ein Projekt ohne 
Mehrwert für die Sportvereine geflossen. 
 
Der Landessportverband hätte vor Unterzeichnung der Koopera
tionsvereinbarung mit einem anderen Landessportverband eine 
vergaberechtliche Bewertung vornehmen müssen. Der LRH ver
tritt die Auffassung, dass eine Ausschreibung erforderlich gewe
sen wäre. Er fordert den Landessportverband auf, künftig vor 
Vertragsabschlüssen die vergaberechtlichen Fragestellungen zu 
klären und in einem Vergabevermerk zu dokumentieren.  
 
Das Innenministerium muss den Landessportverband in Zukunft 
bei Projekten mit hohen Investitionen enger begleiten und unter
stützen. 
 

15.1 Ausgangslage 
 
Für das Projekt „Digitalen Wandel des Sports mitgestalten“ gewährte das 
Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport (Innenministe-
rium) dem Landessportverband e. V. (LSV) 2021 eine Sonderförderung 
von 4,2 Mio. €. Hiervon waren 1,4 Mio. € für die Implementierung einer 
Vereinssoftware für die dem LSV angeschlossenen Sportvereine vorge-
sehen.  
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Das Projekt war eines von mehreren Starterprojekten der im Herbst 2020 
von der Landesregierung vorgestellten landesweiten Sportentwicklungs
planung1. Ziel dieses Starterprojekts war es, durch konsequente Digitali
sierung das Ehrenamt in den Sportvereinen zu unterstützen und zu stär
ken.  
 
Gleichzeitig sollten die Sportvereine für ihre Mitglieder attraktiver werden, 
z. B. durch besseres Informationsmanagement und durch eine Sportler-
App.  
 

15.2 Vereinssoftware als Kooperationsprojekt von Landessportverbänden 
 
Bereits früh favorisierte der LSV eine durch einen anderen Landessport
verband erstellte Vereinssoftware. Er begründete dies damit, dass es sich 
hierbei um ein Produkt „aus der Sportfamilie“ handele, welches weitere 
Landessportverbände ebenfalls nutzen würden.  
 
2021 unterzeichneten die beiden Landessportverbände eine erste Koope
rationsvereinbarung. In der Präambel heißt es, kommerzielle Angebote 
von Vereinssoftware wären zu teuer und Softwareverbesserungen 
und -aktualisierungen lägen meist in der Hand dieser kommerziellen 
Anbieter. Somit wäre nicht sichergestellt, dass die spezifischen Belange 
der Sportvereine dauerhaft berücksichtigt würden. Als bessere Alternative 
hierzu sollte  
• die durch eine Tochtergesellschaft des anderen Landessportverbands 

bereits erstellte Vereinssoftware gemeinsam weiterentwickelt werden 
und  

• der LSV deren Nutzung durch schleswig-holsteinische Vereine als Ver
triebspartner der Tochtergesellschaft unterstützen. 
 

Zu diesem Zweck sollte im nächsten Schritt zwischen dem LSV und der 
Tochtergesellschaft eine Vertriebskooperation geschlossen werden.  
 

15.3 Vereinssoftware kann nicht überzeugen 
 
Bereits im ersten Jahr der Kooperation kam es zu Schwierigkeiten und 
Verzögerungen bei der weiteren Programmentwicklung. Etwa zeitgleich 
wurde dem LSV bekannt, dass die Software im anderen Landessportver
band Akzeptanzprobleme hatte. Ebenfalls im zeitlichen Zusammenhang 
nahmen 2 weitere Landessportverbände von einer Zusammenarbeit in 
Bezug auf die Vereinssoftware der Tochtergesellschaft Abstand.  
 

                                                      
1  LT-Drs. 19/2395. 
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Der LSV selbst ließ die Software Mitte 2022 durch 8 (von etwa 2.500) 
schleswig-holsteinische Vereine testen. Die Rückmeldungen waren durch-
wachsen. Grafisch unterschiedliche Nutzeroberflächen wurden bemängelt. 
Es habe sich so angefühlt, als müssten mehrere verschiedene Programme 
beherrscht werden. 
 
Erst im März 2023 erstellte der LSV einen Preisvergleich mit einer alterna
tiven am Markt erhältlichen Vereinssoftware. Der Vergleich führte zwar zu 
etwa gleich hohen Kosten für eine Vertragslaufzeit von 5 Jahren. Die 
zugrundeliegenden Preismodelle waren jedoch grundverschieden. So 
wurden für die Vereinssoftware der Tochtergesellschaft hohe Fixkosten für 
Lizenzen und Support angesetzt. Demgegenüber berechnete der kom
merzielle Anbieter seine Preise abhängig von der Vereinsgröße und der 
Anzahl der tatsächlich benötigten Lizenzen. Der Preisvergleich beruhte 
ferner auf der Annahme, dass künftig 46 %, also über 1.100 der im LSV 
organisierten Vereine, die Software nutzen würden.  
 
Eine diese Annahme stützende Bedarfsanalyse oder Vorabfrage bei den 
Vereinen führte der LSV jedoch nicht durch.  
 
Mitte 2023 wurde das Projekt und damit auch der Förderzweck auf soge
nannte Verbandsanwendungen, z. B. für die Bestandserhebung, Ver
bandszeitschrift, Sportversicherung, ausgedehnt, was die Vorteilhaftigkeit 
der ausgewählten Lösung noch erhöhe, so der LSV in seinem ent-
sprechenden Antrag an das Innenministerium. Dass hierfür noch umfang
reiche und der Tochtergesellschaft separat zu vergütende Anpassungen 
an die schleswig-holsteinischen Bedürfnisse erforderlich waren, ließ der 
LSV im Antrag unerwähnt. Das Innenministerium stimmte den beantragten 
Änderungen zu.  
 
Hiernach schloss der LSV am 21.07.2023 mit der Tochtergesellschaft 
einen weiteren Lizenz- und Vertriebskooperationsvertrag.  
 
Durch die Rolle des LSV als Vertriebspartner der Tochtergesellschaft 
bestand grundsätzlich die Gefahr von Interessenskollisionen gegenüber 
den ebenfalls vom LSV zu vertretenden Interessen seiner Mitglieds-
vereine. 
 
Eine etwaige aus seiner Eigenschaft als öffentlicher Auftraggeber resultie
rende Ausschreibungspflicht prüfte er bis zu diesem Zeitpunkt nicht.  
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Der LSV hat im Folgenden die Vereinssoftware über seine Verbandszeit
schrift und ab Januar 2024 bei diversen Informationsveranstaltungen 
intensiv beworben. Wiederum gab es in der Folge kritische Rückmeldun
gen von den Vereinen. So erklärten vor allem mittlere und größere Ver-
eine, bereits eine leistungsfähigere Vereinssoftware zu nutzen. Der Preis 
für bestimmte Erweiterungen, wie das Beitragsmanagement, wäre außer
dem zu hoch. Der LSV änderte daraufhin seine Kommunikationsstrategie 
und fokussierte sich auf kleinere Vereine sowie auf Mehrwerte aus noch 
zu entwickelnden Verbandsanwendungen.  
 
Bis Ende 2024 war die Nachfrage der LSV-Vereine nach der Vereinssoft
ware mit weniger als 100 Bestellungen jedoch weiterhin gering. Ein voll
ständig nutzbares Produkt lag bis zu diesem Zeitpunkt auch noch nicht 
vor. 
 
Der LSV hat aus diesem Grund im Januar 2025 den Vertrag mit der Toch
tergesellschaft außerordentlich gekündigt. Diese hat daraufhin Teile der 
erhaltenen Zahlungen an den LSV zurückerstattet. Der LSV hat in der 
Folge seinerseits knapp 1 Mio. € inklusive nicht ausgeschöpfter Restmittel 
in die Landeskasse zurückgezahlt. 
 
Das Innenministerium teilt die Auffassung, dass das Digitalisierungspro
jekt insbesondere im Hinblick auf die äußerst geringen Nutzungszahlen 
ungünstig verlaufen ist. 
 

15.4 Strategische Kooperation ist gescheitert - Warnsignale wurden über
sehen 
 
Der LSV hat während der Prüfung mehrfach auf die strategisch angelegte 
Ausrichtung der Kooperation verwiesen. Er hat nach Erhalt der ausführ-
lichen Prüfungsfeststellungen weiter vorgetragen, dass er seinerzeit die 
Kooperation mit einem bereits im Bereich der Vereins- und Verbandssoft
ware aktiven Partner aus den Landessportverbänden für die wirtschaft
lichste Lösung gehalten habe. Zudem sei er von hohen Nutzungsquoten 
ausgegangen. Erst nach dem 01.01.2024 seien Probleme hinsichtlich des 
Projektfortschritts aufgetreten. Auch habe sich erst dann herausgestellt, 
dass noch Programmergänzungen zur Akzeptanzsteigerung bei den Ver
einen erforderlich gewesen seien. Im weiteren Verlauf hätten Gesprächs
runden der Kooperationspartner eine zunehmende Diskrepanz zwischen 
den unterschiedlichen Vorstellungen offenbart. Aufgrund der vertraglichen 
Konstellationen sei der LSV jedoch faktisch in seinen Einflussmöglichkei
ten eingeschränkt. Er gesteht ein, dass er aus heutiger Sicht eine andere 
Vertragsgestaltung hätte wählen sollen. 
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In seiner Stellungnahme unterstreicht der LSV, dass die Probleme vor 
Abschluss des Lizenz- und Vertriebskooperationsvertrags mit der Tochter
gesellschaft für ihn nicht erkennbar gewesen seien. Zudem wäre deren 
Lösung keineswegs von vornherein aussichtslos gewesen. Erst als sich 
gezeigt habe, dass eine kurzfristige Abhilfe nicht zu erreichen war, habe er 
zum ersten rechtlich möglichen Zeitpunkt den Vertrag gekündigt. 
 
Der LRH begrüßt zunächst, dass der LSV die Möglichkeit der außeror
dentlichen Kündigung genutzt hat und somit knapp 1 Mio. € der gezahlten 
1,4 Mio. € wieder dem Land zugeflossen sind. 
 
Der LRH ist jedoch der Auffassung, dass der LSV vor Abschluss des 
Lizenz- und Vertriebskooperationsvertrags mit der Tochtergesellschaft auf 
Warnsignale, wie Verzögerungen in der Programmentwicklung, Akzep
tanzprobleme im anderen Landessportverband, durchwachsene eigene 
Testergebnisse sowie den Rückzug anderer Landessportverbände, hätte 
reagieren können und müssen. Mindestens hätte er vor Vertragsabschluss 
eine belastbare Bedarfsanalyse oder Vorabfrage bei den Vereinen durch
führen müssen, um den tatsächlichen Bedarf an Lizenzen abschätzen zu 
können. Ohne eine solche war das vertraglich akzeptierte Preismodell mit 
hohen Fixkosten für den LSV riskant und bei geringen Nutzungsquoten 
unwirtschaftlich. Ebenfalls erst nach kritischen Prüfungshinweisen und 
aufgrund der nicht überraschenden geringen Nachfrage kündigte der LSV 
den Vertrag mit der Tochtergesellschaft außerordentlich.  
 

15.5 Vergaberechtliche Grundlagen nicht hinreichend beachtet 
 
Die hinter dem Projekt „Digitalen Wandel des Sports mitgestalten“ 
stehende Intention, die Ehrenamtlichen der Sportvereine mit einer Ver
einssoftware zu unterstützen und hierdurch die Vereine für ihre Mitglieder 
attraktiver zu machen, ist ausdrücklich anerkennungswürdig. Auch eine 
Zusammenarbeit mit einem anderen Landessportverband ist nicht ausge
schlossen, sofern sie im Einklang mit dem durch den LSV in seiner Eigen
schaft als öffentlicher Auftraggeber zu beachtenden Vergaberecht steht. 
Vergaberechtliche Verstöße lagen jedoch vor. 
 
Die Einordnung als öffentlicher Auftraggeber nach § 99 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)1 hatte der LSV zu Beginn der Prü
fung des LRH grundsätzlich verneint. Im Rahmen einer erst nachlaufenden 
Bewertung stellte sich der LSV auf den Standpunkt, dass die mit dem 
anderen Landessportverband und seiner Tochtergesellschaft vereinbarte 

                                                      
1  Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) vom 26.08.1998, BGBl. I 1998 

S. 1750, 3245, zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 05.12.2024, BGBl. I 
2024 Nr. 400. 
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Zusammenarbeit den Voraussetzungen einer vergaberechtsfreien horizon
talen Zusammenarbeit gemäß § 108 Abs. 6 GWB entspräche.  
 
In seiner Stellungnahme verweist der LSV auf diese zuletzt einge-
nommene Rechtsposition. Er räumt aber ein, dass hinsichtlich der verga
berechtlichen Zulässigkeit der gewählten Vorgehensweise die Überlegun
gen des LSV im Entscheidungszeitpunkt nicht ausreichend dokumentiert 
worden seien. Dies sei zukünftig verbesserungswürdig.  
 
Der LRH weist demgegenüber darauf hin, dass nach der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs1 bei Verträgen, die ausschließlich 
zwischen öffentlichen Auftraggebern geschlossen werden, kein privater 
Dienstleistungserbringer - hier die Tochtergesellschaft - besser gestellt 
werden darf als seine Wettbewerber. Dass die Tochtergesellschaft in 
einem In-House-Verhältnis zum anderen Landessportverband steht, 
ändert hieran nichts. Davon losgelöst bleiben die vergaberechtlichen Ver
stöße ohnehin durch die Verneinung der Eigenschaft als öffentlicher Auf
traggeber zum Zeitpunkt der Entscheidung und die fehlende Dokumen-
tation bestehen. 
 
Der LRH erwartet, dass der LSV als öffentlicher Auftraggeber künftig 
rechtskonform handelt und insbesondere vergaberechtliche Fragen vor 
einer Entscheidung klärt sowie in einem Vergabevermerk dokumentiert. 
 
Der LRH fordert das Innenministerium auf, den LSV zukünftig bei solchen 
Projekten enger zu begleiten und zu unterstützen. Insbesondere hat das 
Innenministerium zukünftig die Beachtung des Vergaberechts bei so 
bedeutsamen Vorhaben durch den LSV in seiner Eigenschaft als öffent-
licher Auftraggeber auf geeignete Art sicherzustellen.  
 

  

                                                      
1  EuGH, Urteil vom 13.06.2013 - C-386/11 „Piepenbrock“. 
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